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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Nationale Identität

Der Bundesrat beantragte dem Parlament, dass sich die Schweiz an der Weltausstellung
von Mai bis Oktober 2010 in Schanghai (China) beteiligen solle. Das Leitthema der von
rund 200 Staaten und internationalen Organisationen beschickten Ausstellung wird
„Better City; Better Life“ sein. Die Organisation Präsenz Schweiz hatte für die
Gestaltung des schweizerischen Pavillons im Jahr 2006 einen Projektwettbewerb
durchgeführt und erkor im Mai des Berichtsjahres den Sieger. Der Bundesrat
beantragte einen Kreditrahmen von 20 Mio Fr., wobei ein Fünftel davon durch die
Privatwirtschaft aufgebracht wird. Im Ständerat betonte Kommissionssprecherin
Langenberger (fdp, VD) einerseits die grosse Bedeutung, welche China nicht zuletzt
auch wirtschaftlich für die Schweiz hat, und andererseits auch die hohe Qualität des
schweizerischen Projekts. Opposition gegen das Vorhaben gab es keine. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.09.2007
HANS HIRTER

Landes- und Weltausstellungen

Insgesamt war der Schweizer Pavillon mit dem vom Architekten Vincent Mangeat
konzipierten Papierturm aus Recycling-Karton beim Publikum auf grosses Interesse
gestossen. Auch das Rahmenprogramm, zu dem täglich vier Vorführungen im Theater
gehörten, war ein Erfolg; nach Darstellung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter stiess
einzig die Literaturtagung auf wenig Gegenliebe. Die Besucherzahlen stiegen von zu
Anfang 7000 Personen auf über 25 000 pro Tag; im Vergleich dazu erzielte der
meistbesuchte spanische Pavillon einen Gesamttagesdurchschnitt von über 30 000
Besuchern. Die MUBA als Generalunternehmerin überzog allerdings den Kredit von
insgesamt 27 Mio Fr. um 4,8 Mio, da die Bauteuerung höher als erwartet ausfiel und die
Logiskosten für Personal und Künstler stark unterschätzt worden waren. Der Ständerat
bewilligte mit 27 zu 3 Stimmen vorerst nur einen reduzierten Nachtragskredit von 3,428
Mio Fr. Nachdem der Nationalrat hingegen mit 73 zu 51 Stimmen den gesamten
Nachtragskredit für die Weltausstellung gewährte, schwenkte der Ständerat auf den
Beschluss des Nationalrats ein. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.09.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Auf Anfrage von Nationalrat Züger (sp, SZ), an wievielen der vier bis zum Jahr 2000
geplanten Weltausstellungen die Schweiz teilnehmen werde, antwortete
Bundespräsident Felber, die Teilnahme der Schweiz sei vorerst nur für die Spezial-
Weltausstellung in Taejon (Südkorea) vorgesehen, welche von August bis November 1993
stattfinden wird. Im übrigen handle es sich nur bei der geplanten Weltausstellung von
Hannover im Jahre 2000 um eine grössenmässig mit der Expo Sevilla vergleichbare
Ausstellung, alle andern seien sogenannte Spezial-Ausstellungen und mit weniger
finanziellem Aufwand verbunden. Der Bundesrat hat für die Expo in Taejon einen
Verpflichtungskredit von 3,6 Mio Fr. beantragt. Neben den wirtschaftlichen und
touristischen Interessen, welche für eine Teilnahme an dieser Ausstellung sprechen,
betonte der Bundesrat in seiner Botschaft auch die politische Öffnung Südkoreas und
die Entspannungsbestrebungen mit Nordkorea, welche eine Unterstützung
schweizerischerseits verdienten. Nachdem die Schweiz im übrigen 1990 an der Spezial-
Weltausstellung in Osaka (Japan) teilgenommen hatte, wollte der Bundesrat vermeiden,
durch einen Verzicht zum Vorwurf einer Benachteiligung Südkoreas gegenüber Japan
Anlass zu bieten. Das Konzept für den schweizerischen Beitrag zur Spezial-
Weltausstellung Taejon, deren Thema "Die Herausforderung neuer
Entwicklungsmöglichkeiten" lautet, ist, im Gegensatz zu jenem der Expo 92 in Sevilla,
auf traditionelle Art und Weise gestaltet worden. Praktisch diskussionslos hiess das
Parlament den bundesrätlichen Entwurf gut. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.12.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Der Bundesrat beantragte dem Parlament einen Verpflichtungskredit von 18 Mio Fr., um
die Teilnahme der Schweiz an der Weltausstellung in Hannover (D) im Jahr 2000 zu
ermöglichen. Im Rahmen des breit gefächerten Ausstellungsthemas „Mensch – Natur –
Technik“ will sich der vom Bündner Architekten Peter Zumthor entworfene
schweizerische Pavillon vorab auf den Bereich Natur konzentrieren. Für die Regierung
wäre es unverzeihlich, wenn die Schweiz auf diese Gelegenheit verzichten würde, sich
einer breiten europäischen Öffentlichkeit (es werden rund 40 Mio Besucher erwartet)
in Erinnerung zu rufen. Im Rahmen der allgemeinen Ausstellungsfläche wird für das
Bundesamt für Verkehr zudem die Möglichkeit bestehen, das Konzept der
schweizerischen Verkehrspolitik darzustellen. Der Antrag warf in der kleinen Kammer
keine hohen Wellen; er wurde ohne Gegenstimme verabschiedet. Im Nationalrat
bekämpfte eine aus Abgeordneten der FDP, der Liberalen, der FP und der CVP
gebildete Kommissionsminderheit die Vorlage mit einem Nichteintretensantrag. Ihr
Protest richtete sich nicht gegen die Beteiligung der Schweiz an sich und auch nicht
gegen den Entwurf des Architekten, sondern gegen das Vorgehen der federführenden
Kommission für die Präsenz der Schweiz im Ausland (Koko). Diese unterlasse es nach
Ansicht der Kritiker regelmässig, die parlamentarischen Kommissionen frühzeitig über
ihre Pläne und Konzepte zu orientieren und schaffe damit Sachzwänge, welche dem
Parlament nur bedingungslose Zustimmung zu ihren Ideen oder aber den Verzicht auf
eine Beteiligung an diesen Weltausstellungen erlaube. Mit Ausnahme der FP sprachen
sich trotzdem alle Fraktionen für Eintreten aus, welches mit 105:15 Stimmen
beschlossen wurde. Bei sechs Gegenstimmen und neun Enthaltungen wurde der
Bundesbeschluss verabschiedet. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.12.1998
HANS HIRTER

Am 4. Oktober unterbreitete die Regierung dem Parlament einen Zusatzkredit für die
Landesausstellung im Umfang von 250 Mio Fr. Da die ursprünglich vorgesehene
Durchführung im Jahre 2001 nach Ansicht des Bundesrates kaum möglich sein wird,
ordnete er eine Verschiebung der Ausstellung um ein Jahr an. Er gab sich überzeugt,
dass bezüglich Form und Inhalte eine attraktive Landesausstellung im Entstehen ist,
konstatierte jedoch in Bezug auf Finanzen, Termine und vor allem auch Führung eine
äusserst kritische Situation. In Anbetracht dessen, dass der Bundesrat selbst zu den
Initiatoren dieser Landesausstellung gehört hatte und dass ein Abbruch ebenfalls
Kosten von einigen Hundert Mio Fr. verursachen würde, sprach er sich für eine
Durchführung des Vorhabens aus. Mit den zusätzlichen Bundesmitteln (1996 sprach das
Parlament bereits einen Verpflichtungskredit von 130 Mio Fr.) möchte der Bundesrat
insbesondere auch gegenüber der Wirtschaft ein Zeichen setzen, welches sie zu noch
vermehrtem eigenem Engagement animiert. Von den 250 Mio Fr. sollen 50 Mio Fr. zur
Finanzierung der bundeseigenen Ausstellungsprojekte verwendet werden. Weitere 150
Mio Fr. stellen ein Darlehen an den Verein Expo 2001 dar, mit welchem dessen
Zahlungsbereitschaft gesichert und finanzielle Risiken abgedeckt werden können;
davon dienen 20 Mio Fr. zur Schliessung akuter Liquiditätslücken. Die restlichen 50 Mio
Fr. sind einerseits Beiträge zur Finanzierung besonderer Projekte im Rahmen der
künstlerischen Gesamtkonzeption (z.B. Installationen, Videoprojektionen) und
andererseits Vorhaben, die unter Beteiligung von Kleinbetrieben gestaltet werden
(sogenanntes KMU-Programm). Abgesehen vom Überbrückungskredit von 20 Mio Fr.
sollen die Darlehen aber erst gewährt werden, wenn ein verbindliches Engagement der
Wirtschaft im Umfang von mindestens 380 Mio Fr. vorliegt, und zudem die Expo-
Leitung klar gemacht hat, wie sie die auch dann noch bestehende Budgetlücke von 290
Mio Fr. mit Redimensionierungen sowie verbindlich zugesicherten Kantons- und
Gemeindebeiträgen sowie Sponsorengeldern schliessen will. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.10.1999
HANS HIRTER

Im Nationalrat, welcher die Vorlage als Erstrat in der Wintersession behandelte,
informierte zuerst die Sprecherin der Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur,
Jacqueline Fehr (sp, ZH), über den Stand der Planung: Am 20. Oktober hatte das neue
„Comité directeur“ unter dem Vorsitz von Nationalrat Steinegger (fdp, UR) seine Arbeit
aufgenommen. Es hatte der Expo-Direktion den Auftrag erteilt, das Budget für eine
Expo im Jahre 2002 in der Dreiseenregion in einem Umfang von 1 Mia Fr. auszuarbeiten.
Die Ausstellungsleitung machte sich in der Folge daran, im Rahmen dieser Vorgabe zwei
Konzepte abzuklären: einerseits wie vorgesehen die vier „Arteplages“ in Biel, Murten
(FR), Neuenburg und Yverdon (VD) und andererseits Varianten für eine mehr
zentralisierte Ausstellung. Im Ratsplenum lagen drei Rückweisungs- und ein
Nichteintretensantrag vor. Die Grüne Teuscher (BE) begründete ihren
Nichteintretensantrag damit, dass es angesichts der staatlichen Sparpolitik nicht
angehe, weitere 250 Mio Fr. für eine Expo auszugeben, die im Gegensatz zum

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.12.1999
HANS HIRTER
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ursprünglichen Konzept nur noch eine überdimensionierte Leistungsschau der
schweizerischen Wirtschaft sein werde. Ein von der SVP-Fraktion unterstützter
Rückweisungsantrag verlangte nach einer Vorlage, welche die beiden Alternativen
Abbruch oder Verschiebung auf das Jahr 2005 enthält. Zwei weitere
Rückweisungsanträge verlangten eine Halbierung der Kosten (Hess, sd, BE) resp. eine
Dezentralisierung auf alle vier Sprachregionen der Schweiz (Maspoli , lega, TI). Die
Fraktionen der drei übrigen Bundesratsparteien und der LP äusserten ebenfalls heftige
Kritik am alten Expo-Management; da jedoch die neuen Verantwortlichen zu Hoffnung
auf ein Gelingen Anlass geben würden, unterstützten sie den Nachtragskredit. Die
Rückweisungs- und Nichteintretensanträge vermochten nicht mehr als maximal 36
Stimmen auf sich zu vereinigen und unterlagen damit deutlich. Auf Antrag der
Kommission wurde vom Nationalrat noch eine Bestimmung aufgenommen, welche die
Expo-Leitung verpflichtet, der Eidgenössischen Finanzkontrolle und der
Finanzdelegation der eidgenössischen Räte vierteljährlich Bericht über die
Gesamtentwicklung und die Finanzlage zu erstatten, wobei diese beiden Gremien
uneingeschränkt Einsicht in die erforderlichen Dokumente erhalten. In der
Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat die Vorlage gegen den Widerstand von
Mehrheiten der SVP und der GP mit 133:39 Stimmen an. Der Ständerat hiess den
Nachtragskredit bei drei Gegenstimmen gut. Kritisch äusserte sich vor allem Brändli
(svp, GR), der betonte, dass der Bund unter Umständen zusätzlich auch noch das im
Hayek-Bericht erwähnte Restrisiko von mindestens 170 Mio Fr. werde zu tragen haben. 6

In der Sommersession musste das Parlament zum früher beschlossenen Kredit von 18
Mio Fr. für die Darstellung der Schweiz an der Weltausstellung 2000 in Hannover (D)
noch einen Nachtragskredit von 9,4 Mio Fr. bewilligen. Mit einem vom Nationalrat
überwiesenen Postulat Baumann (svp, TG; Po. 00.3377) wurde der Bundesrat
aufgefordert, einen Bericht über die Ursachen und die Verantwortlichkeiten für diese
massive Budgetüberschreitung vorzulegen. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.06.2000
HANS HIRTER

Der Bundesrat beantragte dem Parlament einen Verpflichtungskredit von 15 Mio Fr. für
die Teilnahme der Schweiz an der Weltausstellung „Expo 2005 Aichi“ in Japan. Diese
Ausstellung wird unter dem Motto „Die Weisheit der Natur“ stehen. 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.10.2002
HANS HIRTER

Das Parlament hiess bei nur wenigen Gegenstimmen den vom Bundesrat im Vorjahr
beantragten Verpflichtungskredit von 15 Mio Fr. für die Teilnahme der Schweiz an der
Weltausstellung „Expo 2005 Aichi“ in Japan gut. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.06.2003
HANS HIRTER

Als Zweitrat hiess auch der Nationalrat die Beteiligung der Schweiz an der
Weltausstellung von 2010 in Schanghai (China) gut und bewilligte den Kredit von 20 Mio
Fr. Ein Antrag Rennwald (sp, JU), der die Beteiligung der Schweiz von einer formellen
Verpflichtung Chinas zu einer menschen- und sozialrechtskonformen Politik abhängig
machen wollte, scheiterte deutlich. 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.03.2008
HANS HIRTER

Dans le cadre du message relatif à la participation de la Suisse à l'exposition universelle
2025 à Osaka, le Conseil fédéral a soumis au Parlement une demande de crédit de CHF
16.7 millions. Pour rappel, le thème du pavillon suisse sera «la Suisse innovante». Dans
son communiqué, le Conseil fédéral a précisé que le total des dépenses se montera à
CHF 19.4 millions, dont 1.8 seront compensés par «des prestations en nature et des
réductions de prix», ramenant le total à CHF 17.6 millions. Dans ce montant, CHF 4.4
millions proviendront de contributions de sponsoring. Celles-ci devront répondre aux
nouvelles directives du DFAE. 11

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.03.2022
MATHIAS BUCHWALDER
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La Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil des États
(CSEC-CE) approuve la demande de crédit de CHF 16.7 millions pour la participation de
la Suisse à l'exposition universelle 2025 à Osaka. Dans son communiqué de presse, la
commission fait part de sa satisfaction quant aux thèmes que le pays a prévu de mettre
en avant, à savoir la force d'innovation de la Suisse, ainsi que ses compétences dans les
secteurs de l'environnement et de l'économie. 12

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.10.2022
MATHIAS BUCHWALDER

En présence de l'ambassadeur du Japon, les parlementaires fédéraux ont débattu de la
participation de la Suisse à l'exposition universelle d'Osaka en 2025. De manière
surprenante, de longs échanges ont eu lieu au Conseil national. Ceux-ci ont porté sur la
pertinence des expositions universelles au 21e siècle, sur les coûts financiers, mais
aussi environnementaux, qu'elles engendrent, et sur l'image que la Suisse désire y
présenter. L'arrêté concernant la participation de la Suisse a finalement été adopté par
136 voix contre 30 et 23 abstentions, conformément à la proposition de la Commission
de la science, de l'éducation et de la culture (CSEC-CN). Le passage de l'objet devant le
Conseil des États a été plus calme. Les sénateurs et sénatrices l'ont en effet accepté
par 32 voix contre 0 (1 abstention). Les discussions à la chambre basse démontrent
néanmoins que la sphère politique n'est pas prête à accorder un blanc-seing à
l'administration fédérale pour l'organisation de tels événements.

Lors des débats au Conseil national, les membres de la commission compétente ont
d'abord rappelé que trois thématiques seront mises en avant par le pavillon suisse à
Osaka. Premièrement, les sciences de la vie, la santé et l'alimentation seront
regroupées sous le mot-clé « Life ». Deuxièmement, le terme « Planet » englobera
l'environnement, la durabilité, le climat et l'énergie. Troisièmement, la robotique et
l'intelligence artificielle formeront le volet « Augmented human ». Pour permettre à la
Suisse de se présenter sous une facette innovante, des dépenses totales de CHF 19.4
millions sont prévues. Parmi celles-ci, CHF 4.4 millions doivent être couvertes par des
contributions de sponsoring, selon les nouvelles directives du DFAE en la matière. Ce
point en particulier a été critiqué par Stefania Prezioso Batou (eàg, GE), qui a déploré le
manque de transparence lors de la sélection des sponsors. Recommandant, au nom du
groupe des Vert.e.s, de s'abstenir lors du vote, elle s'est posée la question de la
légitimité d'une exposition universelle au 21e siècle. La même interrogation a agité, de
l'autre côté de l'échiquier politique, Peter Keller (udc, NW), pour qui le principe des
expositions universelles est dépassé. Selon lui, il n'est plus nécessaire de se présenter
sous son meilleur jour au reste du monde, alors que la digitalisation et l'expansion du
tourisme permettent aujourd'hui à tout un chacun de découvrir la planète. Arguant
qu'il n'y a pas de petites économies, il a notamment mis en avant la possibilité
d'épargner les millions prévus pour le pavillon, recommandant ainsi, au nom de la
fraction agrarienne, de refuser l'arrêté. Les groupes socialistes, vert'libéraux et du
Centre se sont en revanche prononcés en faveur de l'objet, en raison notamment des
relations étroites que la Suisse entretient avec le Japon, un partenaire économique
important. 13

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.12.2022
MATHIAS BUCHWALDER
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